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B E K A N N T M A C H U N G 

 

 

 

Satzung 

 

der Stadt Sendenhorst über die Verlängerung der Veränderungssperre für den 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12 „Albersloh Dorfkern“ 

 

 

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490) i. V. m. den 

§§ 14 Abs. 1, 16 Abs. 1und 17 i. V. m. § 29 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch 

Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) hat der Rat der Stadt Senden-

horst in seiner Sitzung am 12.12.2024 die Verlängerung der am 07.01.2023 in Kraft ge-

tretenen Veränderungssperre für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 12 „Albers-

loh Dorfkern“ beschlossen:  

 

§ 1 

Ziel der Veränderungssperre 

 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung des Rates der Stadt Sendenhorst hat in seiner Sitzung 

am 13.12.2022 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Albersloh Dorfkern“ beschlos-

sen. Zur Sicherung der Planung wird für das in § 2 näher beschriebene Gebiet die am 

15.12.2022 vom Rat der Stadt Sendenhorst beschlossene und am 07.01.2023 in Kraft 

getretene Veränderungssperre gemäß § 17 Abs. 1 BauGB um ein Jahr verlängert. 

§ 2 

Räumlicher Geltungsbereich 

 

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre ist der Kernbereich des Ortsteils Albersloh, 

wesentlich geprägt durch die Straßen Münsterstraße, Sendenhorster Straße, Kirchplatz, 

Teckelschlaut und Bergstraße und deren beidseitige Grundstücke. Der genaue Geltungs-

bereich ist der beigefügten Anlage V1 zu entnehmen, die Bestandteil dieser Satzung ist.  

 

§ 3 

Bau- und Veränderungsverbot 

 

Im räumlichen Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen  

 

1. Vorhaben i. S. d. § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

werden;  

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und bau-

lichen Anlagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-

gepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.  

 



§ 4 

Ausnahmen 

 

Wenn überwiegend öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungs-

sperre eine Ausnahme zugelassen werden. Gemäß § 14 Abs. 2 des Baugesetzbuches trifft 

die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der Gemeinde die Entscheidung über 

Ausnahmen.  

 

§ 5 

Grenze der Sperrwirkung 

 

Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt wor-

den sind, Vorhaben, von denen die Gemeinden nach Maßgabe des Bauordnungsrechtes 

Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführungen vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-

sperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung 

einer bisher ausgeübten Nutzung werden von dieser Veränderungssperre nicht berührt.  

 

§ 6 

Inkrafttreten 

 

1. Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft.  

2. Sie tritt mit der Bekanntmachung der Satzung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Albersloh 

Dorfkern“ − spätestens jedoch nach Ablauf von zwei Jahren – außer Kraft. Auf diese 

Zweijahresfrist ist gemäß § 17 (1) S. 2 BauGB der seit der Zustellung der ersten Zu-

rückstellung eines Baugesuchs gemäß §15 (1) BauGB abgelaufene Zeitraum anzurech-

nen.  

3. Wenn besondere Umstände es erfordern, kann die Gemeinde die Frist bis zu einem wei-

teren Jahr nochmals verlängern. 
 
 

 

Ü B E R E I N S T I M M U N G S E R K L Ä R U N G 

UND 

B E K A N N T M A C H U N G S A N O R D N U N G 

 

 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehenden Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 

12.12.2024 übereinstimmt und dass nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverord-

nung NRW verfahren wurde. Der Beschluss ist ordnungsgemäß zustande gekommen. Die 

öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-

den kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Sendenhorst vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 



 

Sendenhorst, den 18.12.2024 
 

gez. Reuscher 

Bürgermeisterin 



 

Anlage V1 

Ortsteil Albersloh 
Geltungsbereich B-Plan Nr. 12 „Albersloh Dorfkern“ 


